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35. Jahrestag der Gründung der DDR

35 Jahre DDR — Entwicklung und Gestaltung 
sozialistischer Gesetzlichkeit und Rechtspflege
Prof. Dr. sc. Dr. h. c. HILDE BENJAMIN, Mitglied des Zentralkomitees der SED 
Prof. Dr. KURT GÖRNER und Dr. HILTRUD KAMIN,
Lehrstuhl „Geschichte der Rechtspflege“
an der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Mit der Konstituierung der Obersten Volksvertretung und 
dem Inkraftsetzen der Verfassung wurde am 7. Oktober 1949 
die DDR, die Macht der Arbeiter und Bauern, der sozialisti­
sche Staat der Diktatur des Proletariats geschaffen.1 Das war 
für Kommunisten und Antifaschisten, die Jahrzehnte gegen 
Ausbeutung, Unterdrückung und Faschismus gekämpft und 
nach der Befreiung des deutschen Volkes vom Faschismus mit 
Unterstützung der Sowjetunion den antifaschistisch-demo­
kratischen Aufbau begonnen hatten, Bestätigung und Höhe­
punkt ihres Kampfes. An ihrer Seite bekräftigte die Jugend 
mit ihrem Bekenntnis zur DDR die Bereitschaft, den Arbeiter- 
und-Bauern-Staat zu stärken und sich eine Zukunft in Frie­
den und Sozialismus aufzubauen.

Die historische Bedeutung der Gründung der DDR wür­
digte Wilhelm Pieck, der Präsident des neuen Staates: „Wir 
stehen heute an der Wende der deutschen Geschichte. Dank 
der unermüdlichen Arbeit der besten Kräfte des deutschen 
Volkes und dank der großen Hilfe, die uns die Sowjetregie­
rung erwiesen hat, unternehmen wir die ersten Schritte der 
staatlichen Selbständigkeit des deutschen Volkes. Sorgen wir 
alle in verantwortungsbewußter, loyaler und freundschaft­
licher Zusammenarbeit dafür, daß wir uns der Größe der 
geschichtlichen Aufgaben gewachsen zeigen und daß wir 
dereinst vor dem Urteil der Geschichte bestehen können.“1 2 3

Für die Herausbildung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und Rechtspflege war die Gründung der DDR ein Meilenstein. 
Im revolutionären Prozeß der gesellschaftlichen Umgestal­
tung seit dem Frühjahr 1945 war mit der demokratischen 
Rechts- und Justizreform2 die faschistisch-imperialistische 
Unrechtsjustiz zerschlagen und die Überwindung bürgerlicher 
Rechts- und Justizverhältnisse eingeleitet worden. Ausgehend 
vom Aufruf der KPD vom 11. Juni I9454 wurde eine neue 
demokratische Justiz aufgebaut, Arbeiter und andere Werk­
tätige wurden zu Volksrichtern ausgebildet5 und Schöffen 
gewonnen. Der Frieden, die neue Macht und das Volkseigen­
tum, die Rechte und Interessen der Arbeiter und aller auf­
bauwilligen Bürger wurden. wirksam geschützt, Nazi- und 
Kriegsverbrecher, Schieber und Spekulanten bestraft. In der 
Justiz wurden neue Arbeitsmethoden eingeführt. Die Partei 
der Arbeiterklasse setzte sich nachdrücklich für die demokra­
tische Rechts- und Justizentwicklung ein6, die Deutsche Zen­
tralverwaltung für Justiz (DJV) unter Präsident Dr. Eugen 
Schiffer7 und ab 1948 unter Max Fechner8, nahm die Auf­
gaben eines zentralen Justizorgans wahr.

Arbeiter-und-Bauern-Macht, sozialistische Gesetzlichkeit, 
sozialistische Justizorgane

Mit der Gründung der DDR entstanden auch zentrale Organe 
der Rechtspflege. Im Oktober 1949 übernahm das Justiz­
ministerium die bisherigen Aufgaben der DJV.9 Mit Gesetz 
vom 8. Dezember 1949 wurden das Oberste Gericht und die 
Oberste Staatsanwaltschaft errichtet.10 11 Deren Arbeit betraf 
vor allem zwei Aufgabenbereiche:

Gegen Straftäter, die Maßnahmen der Enteignung von 
Konzernen und des Aufbaus der volkseigenen Wirtschaft 
sabotiert hatten, und gegen Spione und Agenten, die Ver­
brechen gegen die DDR begangen hatten, wurden erstinstanz­
liche Strafverfahren durchgeführt.11

Durch Kassationsverfahren wurde die Einheit der sozia­
listischen Gesetzlichkeit gestärkt und die dem Schutz der 
sozialistischen Umgestaltung zu wenig gerecht werdende

Rechtsprechung der damaligen Oberlandesgerichte bereinigt. 
Die Erarbeitung sozialistischer Rechtsgrundsätze förderte die 
Wirksamkeit der Rechtsprechung aller Gerichte.12

Die Hauptrichtungen der Tätigkeit der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften entsprachen den Aufgaben der sozia­
listischen Gesetzlichkeit: die Gesellschaftsverhältnisse der 
DDR und ihre Entwicklung gegen alle konterrevolutionären 
Anschläge und gegen andere Verbrechen und Vergehen zu 
schützen, die sozialistische Umgestaltung in Industrie- und 
Landwirtschaft und im sozialen und kulturellen Bereich zu 
fördern, die Rechte der Bürger zu sichern, sozialistische Ver­
haltensweisen zu entwickeln und einen wirksamen Schutz 
gegen Straftaten und andere Rechtsverletzungen zu gewähr­
leisten.13

Damit unterschied sich die Rechtspflege der DDR grund­
sätzlich von der Klassenjustiz der BRD. Dieser Staat war 
„auf Befehl der westlichen Besatzungsmächte ... gebildet 
und auf einen Weg gedrängt (worden), der dem Gesetz der 
Geschichte zuwiderläuft“.14 Die BRD, als Basis für ein Wie­
dererstehen des imperialistischen Deutschland in den Grenzen 
von 1937 gedacht, brauchte hierzu eine entsprechende Justiz — 
und bald wütete diese gegen Kommunisten, Gegner der 
Remilitarisierung und Friedenskämpfer15; mit vielerlei juri­
stischen Machenschaften deckte sie zugleich Nazi- und 
Kriegsverbrecher.16

Die Werktätigen der DDR stärkten in der Auseinanderset­
zung mit dem Imperialismus ihren Staat vor allem mit Pro­
duktionstaten beim Aufbau der Volkswirtschaft und großen 
Leistungen in der Aktivisten- und Wettbewerbsbewegung. 
Zugleich schützten sie mit revolutionärer Wachsamkeit ihre 
Errungenschaften und unterstützten die Sicherheits- und 
Justizorgane bei der Aufdeckung konterrevolutionärer Ver­
brechen und der Bestrafung der Täter. In Prozessen vor dem 
Obersten Gericht zu Anfang der 50er Jahre wurde nachge­
wiesen, wie die Konzerne volkseigene Vermögenswerte von 
vielen Millionen Mark als ausländisches Vermögen getarnt
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